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Kläger und Revisionsbeklagten7

hat der 110 Senat des—Bundessozialgerichts

in der Sitzung vom 110 November 19599

an der mitgewirkt haben

Senatspräsident Dr° H a u e i s e n
als Vorsitzender9 '

Bundesrichter Dr° S t r a u B und

Bundesrichterin Dro S c h w a r z ' ’
als weitere Berufsrichter,

Bundeseozialri0hter J e 1 1 i n g h a u s und
Bundessezialrichterin B e c k e r

als ehrenamtliche Beisitzer

ohne mündliche Verhandlung für Recht erkannt:

Das Urteil des Landessozialgerichts Nordrhein-Westfa—
len vom 5° September 1956 wird aufgehoben; die Beru—

fung ä8s Klägers gegen das Urteil des Sozialgerichts
Detmold vom 80 März 1956 wird zurückgewiesen°

Die außergerichtlichen Kosten der Beklagten hat der
Kläger Zu erstatten„
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Durch Bescheid V0m 31° August 1953 lehnte das Versorgungsamt
(Versorng) Bielefeld den Antrag der Beklagten, ihnen Elterne

rente zu geWähren, ab, da der Lebensunterhalt durch eigene
Einkünfte und Zuwendungen des überlebenden Sohnes Otto sicher—
gestellt seio Auf den Einspruch der Beklagten hob der Beschwer—

»deausschuß des VersorgA„ Bielefeld am 6° Oktober 1953 den Be-

scheid vom 310 August 1953 auf, soweit vom 10 August 1953 an
der Sohn Otto zum Unterhalt herangezogen worden war° Der Lei—

ter des Versorng's legte am 23„ November 1953 Berufung nach
damaligem Recht beim Oberversicherungsamt (OVA„) Detmold ein;
nach Inkrafttreten des Sozialgerichtsgesetzes (SGG) behandelte

das Sozialgericht (SG,) Detmold die Sache als Klage nach dem
SGG weiter° Der Kläger — das Land Nordrhein—Westfalen, vertre—

ten durch das Landesversorgungsamt — beantragte, die Entschei—

dung des Beschwerdeausschusses aufzuheben, da die Beklagten

unter Berücksichtigung ihrer eigenen Einkünfte und des Unter—
haltsbeitrages ihres Sohnes Otto nicht bedürftig seien° Die

Beklagten beantragten, die Klage abzuweisen° Das SG„ hielt

die Klage nicht für zulässig und wies sie durch Urteil vom'
80 März 1956 ab° Auf die Berufung des Klägers hob das Landes—

sozialgericht (LSGO) Nordrhein—Westfalen durch Urteil vom

5° September 1956 das Urteil desSG° auf und verwies die Sache
zur erneuten Verhandlung und Entscheidung an das SG° zurück:

Die Berufung alten Rechts sei nach @ 20 Abs„ 2 der Sozialver=
sicherungsdirektive (SVD) Nr° 27 (in der Fassung des Art° 9„
des Änderungsgesetzes des Landes Nordrhein—Westfalen vom
72° Juli 7949 in Verbindung mit 5 128 Abs° 1 der Reichsver—

‚sicherungsordnung — RVO —) Zulässig gewesen; die Klage - als--‘

solche sei die Berufung nach dem Inkrafttreten des SGG weiter

zu behandeln — sei ebenfalls zulässig; auch nach dem Inkraft—
treten des SGG habe das Land sich gegen die Entscheidung des

Beschwerdeausschueses —_eines das Land belastenden Verwaltunggw
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akts eines weisungsfreien Gremiums - mit einer Aufhebungsklage

gegen die Versorgungsberechtigten wenden können; dies sei den

Überleitungsvorschriften des SGG (@ 215) in Verbindung mit 5 71

Abs„ 5 SGG zu entnehmen° Das Urteil, in dem das LSG„ die Revision

zuließ, wurde den Beklagten am 110 Oktober 1956 zugestellt° Die

Beklagten legten am 80 November 1956 Revision ein und beantrag—

ten,
_

das Urteil des LSG° aufzuheben und die Klage

als unzulässig abzuweisenc

Am 20„ November 1956 begründeten sie die Revision:

Die Klage des Landes auf Aufhebung der Entscheidung des Beschwer—
deausschusses gegen den Versorgungsberechtigten sei nach dem SGG

nicht zulässig, diese Klage könne nur gegen die Stelle gerichtet

werden, die den angefochtenen Verwaltungsakt erlassen habe; für

die Versorgungsverwaltung fehle es überdies an einem Rechtsschutz«
bedürfnis, zumal sie nach 5 49 des Gesetzes über das Verwaltungs—

verfahren der Kriegsopferversorgung (VeerG) auch Entscheidun—
gen der Beschwerdeausschüsse nach 5 20 SVD Nr° 27 zu Ungunsten

des Versorgungsberechtigten ändern oder aufheben könne, wenn ihre

tatsächliche oder rechtliche Unrichtigkeit im Zeitpunkt ihres Er—

lasses außer Zweifel stehe (@ 41 VeerG); auf Antrag oder von Amts.

wegen könne sie auch erneut entscheiden, wenn die Voraussetzungen

des 9 42 VeerG vorliegen°

Der Kläger beantragte,

»die Revision zurückzuweisen°

Er führte aus, der erkennende Senat habe entschieden, daß auch in

den Fällen einer nach 5 215 Abs, 2 und 4 SGG übergegangenen Beru—
fung alten Rechts, die als Klage gelte, geprüft werden müsse, ob

die Klage nach dem SGGzulässig gewesen sei; der Senat habe aber
die Zulässigkeit einer Klage auf Aufhebung eines Verwaltungs—

akts gegen eine Privatperson verneint; diese Rechtsauffassung

treffe jedoch nicht zu; wenn eine Berufung als Klage weiter zu
behandeln sei, dürfe diese Klage nicht wie eine neue Klage nach
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dem SGG beurteilt werden; der Gesetzgeber habe sich deshalb im

@215 Abs, 4 SGGauch nur einer Fiktion (“gelten
„„ als Kla-

ge") bedient und nicht auf @ 54 SGGverwiesen; die Auffassung
des Senats stehe auch nicht mit dem Grundsatz im Einklang, daß

die Änderung verfahrensrechtlicher Vorschriften auf die Wirk—
‚samkeit abgeschlossener prozessualer Tatbestände, insbesondere

auf die nach früherem Recht wirksamen Rechtsmittel, keinen Ein—

fluß habe; die Annahme, der Kläger sei nach dem Inkrafttreten

des SGG nicht mehr befugt, die Aufhebung der Entscheidung des

Beschwerdeausschusses mit der Klage zu verfolgen, begegne auch

im Hinblick auf die Vorschrift des Art° 19 Abs° 4 des Grundge—

setzes (GG), in der auch der Rechtsschutz der Verwaltung ga—

rantiert sei, Bedenken; eine Feststellungsklage nach @ 558GGsär

insoweit kein Ausweg; der 8, Senat des Bundessozialgerichts

(BSG ) habe in zwei Urteilen (BSG, 3 s. 254 und BSG, 4 5,75) a
im Gegensatz zu dem erkennenden Senat - angenommen, eine Klage

' des Landes auf Aufhebung der Entscheidung des früheren Be—

schwerdeausschusses gegen den Antragsteller (Versorgungsberech—

>.tigten) sei nach dem SGG zulässig,

Die Beteiligten erklärten sich mit einem Urteil ohne mündliche

Verhandlung einverstandeno

II
‚ ..

g_Der Senat hat ohne mündliche Verhandlung entschieden; die Vore

aussetzungen hierfür liegen vor (@@ 165, 153 Abs, 1, 124 Abs° 2

SGG)O

Die Revision ist nach 5 162 Abs, 1 Nr° 1 SGG statthaft; der Bee

klagte hat sie auch form— und fristgerecht eingelegt und be—

gründet; sie ist sonach zulässig,

Die Revision ist auch begründet° Das LSG° hat die Klage zu Un—

recht als zulässig erachtet° ‘ ‘

Die Klage ist unzulässig, weil der Kläger - das Land Nordrhein—

Westfalen — durch eine Klage gegen den Versorgungsberechtigten
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nicht die Aufhebung der.Entscheidung des Beschwerdeausschusses

erreichen kann° Die Entscheidung des Beschwerdeausschussés ist

ein Verwaltungsakto Eine Klage auf Aufhebung eines Verwaltungs—

akts ist nach dem SGG (55 54 und 55) gegen eine Privatperson

_
nicht möglich; daran ändert auch nichts, daß im vorliegenden

Falle zunächst nach altem Recht Berufung eingelegt worden ist

und daß diese Berufung nach @ 215 Abs, 2 und 4 SGG als Klage
"gilt"„ Die Zulässigkeit dieser Klage folgt nicht schon aus dem

'Übergang der Sache nach 5 215 SGG, vielmehr ist auch in einem
Übergangsfall die Zulässigkeit der Klage nach dem SGG zu prü_

fen; es kommt darauf an, ob sich die Klage in das Klagesystem

des SGG einfügt° Diese Voraussetzung ist hier nicht gegeben°

Der erkennende Senat hat seine Auffassung schon in den Urteilen

vom 10" Dezember 1957 (BSG° 6 SO 180) vom 140 Mai 1958 (11/10 RV

_
1105/55) und vom 19„ Juni 1958 (BSG° 7 s, 254) dargelegt Der
Kläger hat indes vorgetragen, zwei Urteilen des 8„ Senats des

BSG„(BSG° 3 8° 234 und 4 S, 75) sei zu entnehmen, daß der 8„Se—

nat — im Gegensatz zu dem erkennenden Senat - eine Klage des Lan—

des auf Aufhebung der Entscheidung des früheren Beschwerdeaus—

; schusses gegen den Versorgungsberechtigten für zulässig halte.

Der 8, Senat hat dazu auf Anfrage des erkennenden Senats am 30.0k—

tober 1958 mitgeteilt, er habe zwar die strittige Rechtsfrage in

den erwähnten Urteilen nicht ausdrücklich entschieden, er sei

aber davon ausgegangen, daß die Klage des Landes gegen die Ent—

Scheidung des Beschwerdeausschusses zulässig sei; er halte jedoch

'an dieser Ansicht night fest° Unter diesen Umständen bedarf es
keiner Anrufung des Großen Senats des BSG° nach 5 42 SGG (vgl„

auch BSG° 4 so 161 11627), Weder die Ausführungen des Klägers
noch die Ausführungen in dem Urteil des LSG° Nordrhein—Westfalen

vom 16° Januar 1959 —L 14 KB 800/55 —, auf die sich der Kläger
zur Ergänzung seines Vorbringens berufen hat (vgl„ auch Gerl, in

"Die Sozialgerichtsbarkeit" 1958 S, 308) sind geeignet, den Se—

nat davon zu überzeugen, daß seine Auffassung unrichtig ist"

Wenn @ 215 Abs° 4 SGG bestimmt, daß die bisherigen Berufungen
als Klagen "gelten", so bedeutet dies nicht, daß sich die Prü—
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fung, ob derartige Klagen nach dem SGG zulässig sind, erüb—

rigt° Diese Überleitungsvorschrift besagt nur, daß die nach
früherem Recht bei den Oberversicherungsämtern anhängigen

Verfahren so fortgesetzt werden, wie wenn eine Klage nach dem

SGG vorgelegen hätte; es ist damit aber nicht zugleich auch

bestimmt worden, daß in solchen Fällen ohne weiteres auch von

der Zulässigkeit der Klagen ausgegangen werden muß, Der Fik—

tion des @ 215 Abs, 4 ("gelten
.., als Klage") ist nur zu

entnehmen, daß die Berufung alten Rechts als Klage zu behan—

deln ist, d„h, aber, daß sie wie jede andere Klage nach dem

SGG auch zunächst auf ihre Zulässigkeit zu prüfen ist, Die

Auffassung des Senats steht auch nicht im Widerspruch zu dem

Grundsatz des Prozeßrechts, daß zwar neues Verfahrensrecht in

der Regel auf schwebende Verfahren anzuwenden ist, daß aber

abgeschlossene prozessuale Tatbestände von der Rechtsänderung

nicht berührt werden, sofern Übergangsvorschriften nichts

anderes bestimmen ( vgl° auch BSG„ Urt° v,10„12,1958‚ SozR,
Nr° 5 zu @ 148 SGG mit weiteren Hinweisen), Die Voraussetzun—

gen, unter denen die Gerichte der Sozialgerichtsbarkeit Rechts"

schutz gewähren — zu diesen Voraussetzungen gehört auch ein

Klagebegehren, das sich in das Klagesystem des SGG einfügt „
müssen jedenfalls zur Zeit des Erlasses eines Sachurteils

vorhanden sein° Im vorliegenden Fall handelt es sich im übri—

gen nicht um eine bloße Änderung verfahrensrechtlicher Vor-

schriften, wie sie etwa in dem ZWeiten Gesetz zur Änderung

des SGG vom 25, Juni 1958 in bezug auf die Statthaftigkeit

der Berufung (5% 145 bis 149) erfolgt ist; das SGG ändert
nicht nur bisher geltende Verfahrensvorschriften, es schafft.

vielmehr für die Angelegenheiten der Sozialgerichtsbarkeit

ein völlig neues Gerichtsverfassungs— und Verfahrensrecht;

es überträgt die Rechtsprechung in diesen Angelegenheiten“

neu errichteten Gerichten, Für diese Gerichte, ihre Zustän—

digkeit und ihr Verfahren können grundsätzlich nur die Vor-

schriften des Gesetzes maßgeblich sein, auf Grund dessen sie

errichtet worden sind (vgl, insoweit auch die Rechtsprechung

des BSG° zu 5 215 Abs° 3 SGG, BSG. 1 S. 62, Beschluß des BSG°
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vom 29„1101955, SozR.Nr° 17 zu 5 215 SGG)° Wenn aber für die Ge-

richte der Sozialgerichtsbarkeit nur das SGG die Grundlage des

Verfahrens ist, so können sie nicht anders Rechtsschutz zur Ver—

fügung stellen als in den Formen, in denen nach diesem Gesetz

Rechtsschutz zu gewähren ist; sie haben danach das Klagesystem

des SGG zu beachten" Hätte hieran, wenn auch nur für eine Über—

gangszeit, etwas geändert werden sollen, so hätte es in den Über—

gangsvorschriften bestimmt werden müssen; dies ist nicht gesche—

hen„ Daß vor dem Inkrafttreten des SGG auch die Verwaltung die

Möglichkeit gehabt hat, die Aufhebung einer Entscheidung des Be—

schwerdeausschusses im Wege der Klage zu betreiben, hat auf einer

besonderen gesetzlichen Regelung beruht (vgl° die Änderung des

@ 20 Abs, 2 der SVD Nr„ 27 durch Art„ 9 des Gesetzes vom 120761949,

GVBl„ NRW„ S„ 229); den Überleitungsvorschriften des SGG ist nicht

zu entnehmen, daß beabsichtigt gewesen ist, diese Sonderregelung

des Landes Nordrhein—Westfalen, wenn auch nur übergangsweise, in

das sozialgerichtliche Verfahren zu übernehmen, Daß die Verwaltung

seit dem Inkrafttreten des SGG Entscheidungen der Beschwerdeaus-

schüsse nicht mehr durch Aufhebungsklage beseitigen kann, bedeutet

noch nicht, daß die Rechtsschutzgarantie des Art.) 19 Abs„ 4 GG, die

auch für juristische Personen gilt, verletzt ist„ Die Entscheidung

des Beschwerdeausschusses vom 60 Oktober 1955 ist wie der Bescheid

vom 330 August 1953 im Verwaltungsverfahren von einer Stelle der

Verwaltung erlassen worden; deshalb ist sie auch ein Verwaltungs—

akt; allerdings ist sie kein erstinstanzlicher, sondern ein zweit—

instanzlicher Verwaltungsakt„ Dieser Verwaltungsakt ist, wie der

Senat schon früher dargelegt hat (vgle BSG, 7 So 234 1537, 2357);

prozeßrechtlich der Versorgungsverwaltung und damit dem klagenden

Land zuzurechnen; darüber hinaus ist er, wie aus @ 49 VeerG zu
schließen ist, der Versorgungsverwaltung und damit dem klagenden

«Land auch materiellrechtlich zuzurechnen° @ 49 VeerG bestimmt

nämlich: "Die @@41 und 42 gelten auch für Entscheidungen der Be—

schwerdeausschüsse nach 5 20 der Sozialversicherungsdirektive Nr027

(Arbeitsblatt für die britische Zone 1947 S, 155)"° In @ 41 VeerG
ist aber geregelt, unter welchen Voraussetzungen die Verwaltung auf

dem Gebiet der KOV rechtswidrige Bescheide zurücknehmen darf° Die—

se Vorschrift ist nun nach @ 49 VeerG auch auf Entscheidungen der
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Beschwerdeausschüsse anzuwenden, und zwar gleichviel, ob diese

Entscheidungen nach dem Änderungsgesetz zu 5 20 SVD Nr° 27 für

die Verwaltung anfechtbar gewesen sind oder ob sie nicht an—'

feehtbar gewesen sind; das Gesetz macht hier keinen Unterschied,

Ist deshalb streitig, ob die Verwaltung an eine Entscheidung

des Beschwerdeausschusses auch dann gebunden ist (5 24 Abs, 2

VeerG), wenn sie die Entscheidung für rechtswidrig hält, so ist

zu fragen, ob sie die Entscheidung nach 5 41 VeerG zurücknehmen

darf° Soweit die Verwaltung rechtswidrige Verwaltungsakte zu—

rücknehmen darf9 fehlt für eine Aufhebungsklage der Verwaltung

ebenso wie für eine Widerklage der Verwaltung, die eine eigene

"Regelung" der Verwaltung ersetzen soll (vgl. BSG. } S° 155 ff,

[Mo, 1417und 6 s„ 97 sowieUrteil des-BSG,vom29043959, 8 RV
659/57), schon das Rechtsschutzbedürfnis; soweit die Verwaltung

solche Akte nicht zurücknehmen darf, hat sie die Bindung an die—

se Akte hinzunehmen‚ sie ist insoweit nicht beschwert und hat

deshalb insoweit auch keinen Anspruch auf gerichtlichen Schutze

Es trifft daher auch nicht zu, daß die Verwaltung, wenn ihr der

Weg der Aufhebungsklage verschlossen ist, nach Art, 19 Abso 4

GG Rechtsschutz durch die Zivilgerichte begehren kann; 5 49

VeerG läßt klar erkennen, daß das Gesetz die Entscheidungen

der Beschwerdeausschüsse ebenso behandelt wissen will wie die

Bescheide, die von der Verwaltung selbst erlassen sind; damit

trägt diese Vorschrift auch dem Umstand Rechnung, daß die Mög—
lichkeit, Entscheidungen der Beschwerdeausschüsse im Wege der

Berufung beim OVA° anzufechten, mit dem Inkrafttreten des SGG

weggefallen ist„ Zwar kann die Verwaltung nach 5 41 VeerG nicht

jede rechtswidrige Entscheidung des Beschwerdeausschusses be—

Seitigen; aus @ 49 VeerG ergibt sich aber, daß der Gesetzgeber

die Rücknahme rechtswidriger Entscheidungen des Beschwerdeaus—

schusses ganz bewußt nur nach Maßgabe des 5 41 VeerG hat zu—

lassen wollen; darin liegt keine unzulässige Minderung des

Rechtsschutzes der Verwaltung; die Verwaltung kann und darf sich

nicht über Beschränkungen ihrer Rücknahmemöglichkeiten, die ihr

das Gesetz auferlegt, dadurch hinwegsetzen, daß sie die Gerichte

anruft; soweit sie nach dem materiellen Recht rechtswidrige Ver—

waltungsakte nicht zurücknehmen darf, können auch die Gerichte
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solche Akte nicht aufheben„ Es ist deshalb daran festzuhalten9

daß die Aufhebungsklage7 die hier erhoben ist, unzulässig ist

(so auch Urteil des 8° Senats des LSGO Nordrhein—Westfalen vom

30„401958, LS VIII KB 6857/54; aoA„ Urteil des 14„ Senats des
LSG° Nordrhein—Westfalen vom 1601„1959‚ L 14 KB 800/55); der
Kläger hat im Rahmen des 5 41 VeerG die Möglichkeit, die um—
strittene Entscheidung des Beschwerdeausschusses selbst zurück—

zunehmen; es besteht daher, wie zu BSGO7 S0 234 (239) einschrän—
kend klarzustellen ist, auch für eine etwaige Klage auf Feststel—

lung der Rechtswidrigkeit der Entscheidung des Beschwerdeaus—

schusses kein Rechtsschutzbedürfnis (vgl° auch Urteil des 80 Se—

nats des LSG° Nordrhein—Westfalen vom 30„401958, L VIII KB 6857/

54) „
Die Revision der Beklagten ist sonach begründet; das Urteil des

LSG„ ist aufzuheben und die Berufung des Klägers gegen das Ur—

teil des SG° zurückzuweisen; das SG° hat im Ergebnis zu Recht

die Klage als unzulässig abgewiesen„
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